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sidiums des Obersten Gerichts vorn 15. März 1978 auch die 
notwendigen Konsequenzen im Hinblick auf die Schuldart 
bei der rücksichtslosen Verletzung von Rechtspflichten ge­
zogen. Damit sind auch für die Regreßprüfung gemäß § 5 
Abs. 2 Buchst, d der АО über die Allgemeinen Bedingungen 
der Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung die erforderlichen 
Maßstäbe gesetzt.

Im ZGB ist zwar wegen der andersartigen Schuldkon­
zeption nicht der Begriff der Rücksichtslosigkeit enthalten. 
Die an das Verschulden geknüpften Sanktionen werden in 
der Regel nicht nach der Schuldform differenziert.10 Soweit 
das geschieht, sind nur Vorsatz und Fahrlässigkeit (grobe 
und leichte) voneinander abgehoben. Die Verwendung des 
Begriffs „rücksichtslos“ in der АО über die Allgemeinen 
Bedingungen für die Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung ist 
folgendermaßen zu erklären: § 255 Abs. 1 ZGB sieht die 
teilweise Verweigerung von Versicherungsleistungen bzw. 
den Rückgriff auf Versicherungsnehmer oder Versicherte 
in den Fällen grober Fahrlässigkeit vor. Bereits vor dem 
Inkrafttreten des ZGB sollte diese Form der Fahrlässig­
keit in der genannten Anordnung konkret ausgestaltet 
werden, um die Anforderungen an das schadensvorbeu­
gende Verhalten detailliert vorzugeben und den Versicher­
ten zu einem entsprechenden Verhalten zu stimulieren. 
Gleichzeitig wird damit eine einheitliche Rechtsanwendung 
durch die staatliche Versicherung und durch die Recht­
sprechung gesichert. Der Bezug auf rücksichtsloses Verhal­
ten im Straßenverkehr ist dabei nicht loszulösen von den 
an alle Verkehrsteilnehmer zu stellenden Anforderungen. 
Deshalb läßt sich dieser Begriff auch nicht rechtszweig­
spezifisch abstufen. Nach dem einheitlichen Ausgangspunkt 
in § 1 StVO ist die gegenseitige Rücksichtnahme im Stra­
ßenverkehr eine Grundanforderung an alle Verkehrsteil­
nehmer. Rücksicht wird allgemein und unabhängig von 
möglichen Rechtsfolgen verlangt. Andererseits ist Rück­
sichtslosigkeit eine nicht ergebnisbezogene, rechtsspezifische 
Wertung (nämlich das Außerachtlassen des allgemeinen 
Gebots nach § 1 StVO, worauf sich offenbar die Regelung in 
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen bezieht). Sie 
stellt eine Erscheinungsform schwerwiegender Pflichtver­
letzungen und eine auf die besonderen Erfordernisse des 
schadensvorbeugenden Verhaltens im Straßenverkehr zu­
geschnittene grobe Fahrlässigkeit dar.

Wegen des einheitlichen Bezugspunkts und des ergebnis­
unabhängigen Charakters des Merkmals „rücksichtslos“ als 
rechtlich und zugleich moralisch wertendes Urteil über das 
Verhalten im Straßenverkehr kann es insbesondere aus 
verkehrserzieherischen Gründen keine unterschiedlichen 
Maßstäbe geben. Entweder ein Verhalten ist rücksichtslos 
oder es hat nicht diese Qualität. Es erscheint deshalb be­
denklich, die zu stellenden Anforderungen bei gleichem 
Sachverhalt zu differenzieren, nur weil die Sanktion im 
Versicherungsrecht weniger schwerwiegend erscheint als 
die im Strafrecht. Eher käme u. E. in Betracht, die Sanktion 
wegen der Schwere des Schuldvorwurfs bei rücksichtslosem 
Verhalten zu verschärfen.

Der Vergleich mit den Fällen des Regresses wegen Ver­
letzung von Pflichten aus dem Versicherungsvertrag (§ 5 
Abs. 2 Buchst, e und f der Allgemeinen Bedingungen) er­
scheint verfehlt, weil sie eine ganz andere Grundlage 
haben. Sie sind versicherungsspezifische Sanktionen für 
Pflichtverletzungen aus einem Vertrag i. S. des § 82 ZGB, 
während es sich bei den vorher genannten Fällen um Sank­
tionen für die Verletzung von Verhaltenspflichten nach den 
§§ 323 ff. ZGB in Verbindung mit der StVO bei der Verur­
sachung eines Schadens handelt. Für den Maßstab, der an 
das im Straßenverkehr zu fordernde Verhalten und an die 
Bewertung pflichtverletzenden Handelns anzulegen ist, 
können u. E. nur die im Strafrecht und im Straßenverkehrs­
recht entwickelten Kriterien angewendet werden.
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J. G ö h r i n g / H .  L i e b o l d  vertreten in NJ 1981, Heft 1,
S. 28 ff. (29) die Auffassung, daß § 149 Abs. 3 ZGB die not­
wendige Ergänzung zu § 156 ZGB darstellt, „so daß im Er­
gebnis eine komplexe Spezialregelung für den Ersatz von 
Mangelfolgeschäden besteht, die — differenziert nach Scha­
densereignissen innerhalb und außerhalb des Garantiezeit­
raums — Schadensfälle durch mangelhafte Waren umfas­
send regelt“. Sie lehnen demzufolge auch die vom Obersten 
Gericht geäußerte Auffassung ab, wonach Schadenersatz­
ansprüche wegen der Folgen einer nicht qualitätsgerechten 
Leistung beim Kauf nicht nur nach § 156 ZGB, sondern 
auch nach den §§ 84 Abs. 2, 93, 330 ff. ZGB zu prüfen sind, 
wenn sie über den Rahmen des § 156 ZGB hinausgehen.1

Dem Argument des Obersten Gerichts, daß anderenfalls 
der Käufer, der infolge eines Mangels der verkauften Ware 
Schaden erleide, schlechter gestellt sei als andere durch 
Qualitätsverletzungen Geschädigte, halten J. Göhring/ 
H. Liebold (a. a. O., S. 30) im Prinzip die Entstehungsge­
schichte des § 156 ZGB entgegen, aus der sich „erkennbar“ 
ergäbe, daß durch die gegenüber dem ZGB-Entwurf er­
folgte „Einengung des Schadenersatzanspruchs... dem 
Charakter der Beziehungen zwischen Käufer und Verkäu­
fer bzw. Hersteller und den Umständen, unter denen es 
hier zu einem Schadenseintritt kommen kann“, Rechnung 
getragen werden sollte. Sie stellen anheim, § 156 ZGB auf­
zuheben, wenn es einer solchen Regelung nicht mehr be­
dürfe. „Das hätte zur Folge, daß die §§ 84, 330 ZGB die un­
mittelbaren Anspruchsgrundlagen für solche Schadensfälle 
würden.“

Diesen Gedanken muß widersprochen werden1 2, weil sie 
u. E. mit dem Grundanliegen des ZGB und insbesondere mit 
dem des § 156 ZGB nicht in Einklang stehen. J. Göhring/ 
H. Liebold betonen zutreffend, daß an alle Leistungen, die 
für Bürger zu erbringen sind, strenge Anforderungen ge­
stellt werden müssen, wenn das ZGB seiner in § 1 Abs. 1 
formulierten Aufgabe gerecht werden will. Darüber hin­
aus ist zu unterstreichen, daß es auch und insbesondere 
eine Aufgabe des ZGB ist, zur Durchsetzung des sozialisti­
schen Leistungsprinzips beizutragen. In § 3 ZGB wird 
hierzu ausdrücklich erklärt: „Die Bestimmungen dieses 
Gesetzes sind so auszulegen und anzuwenden, daß die Lei-


